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Zusammenstellung 

des 


Entwurfs eines Gesetzes zur Förderung des Kapitalmarkts durch steuerliche 
Begünstigung festverzinslicher Wertpapiere 

- Nr. 3596 der Drudtsachen - 

mit den Besdilüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung des 
Kapitalmarkts durch steuerliche Begün- 
stigung festverzinslicher Wertpapiere. 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fas- 
sung vom 17. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. 
I S. 33) wird wie folgt geändert und ergänzt: 


l.Fiinter § 3 w i r d die folgende Vorschrift 
eingefügt: 

3a 

Steuerbefreiung bestimmter Zinsen 
Steuerfrei sind: 

1. Zinsen aus im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
ausgegebenen Pfandbriefen und von 
Kreditinstituten ausgege- 
benen Kommunalschuldverschreibun- 
gen, wenn die Erlöse aus diesen Wert- 
papieren mindestens zu 90 vom Plün- 
dert zur Finanzierung des sozialen 
Wohnungsbaus bestimmt sind; 


2. Zinsen aus festverzinslichen Schuld- 
verschreibungen und Schatzanweisun- 
gen des Bundes; 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Förderung des Kapitalmarkts 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 33) in der Fassung des 
Gesetzes zur Ergänzung des Einkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuer- 
gesetzes (ESt- und KSt-Ergänzungsgesetz) 
vom 20. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 302) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Flinter § 3 werden die folgenden Vor- 
schriften eingefügt: 

„§ 3 a 

Steuerbefreiung bestimmter Zinsen 
Steuerfrei sind: 

1. Zinsen aus im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
ausgegebenen Pfandbriefen und Kom- 
munalschuldverschreibungen, wenn die 
Erlöse aus diesen Wertpapieren min- 
destens zu 90 vom Hundert zur 
Finanzierung des sozialen Wohnungs- 
baus und der durch ihn bedingten 
Kosten der Aufschließungsmaßnahmen 
und Gemeinschaftseinrichtungen be- 
stimmt sind; 

2. Zinsen aus 

a) festverzinslichen Schuldverschrei- 
bungen des Bundes und aus 
Schatzanweisungen des Bundes mit 

einer Laufzeit von mindestens drei 
Jahren, 
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Entwurf 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 


3. Zinsen aus vor dem 1. April 1952 im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) ausgegebenen 
festverzinslichen Wertpapieren und 
Zinsen aus festverzinslidien Wert- 
papieren, die in der Zeit nach dem 
31. März 1952 bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Förderung des Ka- 
pitalmarkts durch steuerliche 
Begünstigung festverzins- 
licher Wertpapiere vom , . . 
. . im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder in Berlin (West) ausge- 
geben und nach dem Gesetz über den 
Kapital verkehr vom 2. September 1949 
(WiGBl. 1949 S. 305) genehmigt wor- 
den sind. Ausgenommen sind 
Zinsen aus Industrieobligationen, 
Wandelanleihen und Gewinnobligatio- 
nen, die nach dem 20. Juni 1948 aus- 
gegeben worden sind; 


b) festverzinslichen Schuldverschrei- 
bungen der Länder und aus Schatz- 
anweisungen der Länder mit einer 
Laufzeit von mindestens drei 
Jahren, wenn der Ausschuß für 
Kapitalverkehr (§ 6 des Gesetzes 
über den Kapitalverkehr vom 
2. September 1949 — WiGBl. 1949 
S. 305 — ) festgestellt hat, daß die 
vorgesehenen Ausgabebedingungen 
das Kurs- und Zinsgefüge am 
Kapitalmarkt nicht stören; 

3. Zinsen aus vor dem 1. April 1952 — 
In Berlin (West) vor dem 27. Juni 
1952 — im Geltungsbereich des 

Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
ausgegebenen festverzinslichen Wert- 
papieren und festverzinslichen Wert- 
papieren, die in der Zeit nach dem 
31. März 1952 — In Berlin (West) 
nach dem 26. Juni 1952 — bis zum 
Tage des Inkrafttretens des Ersten 
Gesetzes zur Förderung des Kapital- 
markts vom . 1952 (Bun- 

desgesetzbl. IS. . . .) im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) ausgegeben und nach dem Ge- 
setz über den Kapitalverkehr vom 
2. September 1949 (WiGBl. 1949 
S. 305) genehmigt worden sind. 

Die Steuerfreiheit gilt für alle Wert- 
papiere einer Ausgabe auch dann, 
wenn bis zu den bezeichneten Stich- 
tagen nur ein Teil der Wertpapiere 
veräußert worden ist. Die Steuerfrei- 
heit bezieht sich auch auf Zinsen aus 
vor dem 21. Juni 1948 — in Berlin 
(West) vor dem 25. Juni 1948 — 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes und von Berlin (West) 
ausgegebenen festverzinslichen Wert- 
papieren 

a) von Geldinstituten, die nach § 3 
der 35. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz (öffent- 
licher Anzeiger Nr. 83 vom 
13. September 1949) bis zum Tage 
des Inkrafttretens des Ersten Ge- 
setzes zur Förderung des Kapital- 
markts vom 1952 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


4. Zinsen aus nach dem 31. März 
1952 im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder in Berlin (West) aus- 
gegebenen festverzinslichen Wert- 
papieren, wenn der Verwendungs- 
zweck des Erlöses nach Anhörung 
des Ausschusses für Kapitalverkehr 
(§ 6 des Gesetzes über den Kapital- 
verkehr vom 2. September 1949 — 
WiGBl. 1949 S. 305) durch Rechts- 
verordnung als besonders förderungs- 
würdig anerkannt worden ist. Eine 
Anerkennung darf nur erfolgen, 
wenn durch die Ausgabe der b e - 
zeichneten Wertpapiere das 
Zinsgefüge am Kapitalmarkt nicht ge- 
stört wird.“ 


(Bundesgesetzbl. IS ) als 

verlagert anerkannt worden sind 
oder vor dem 21. Juni 1948 ihren 
Sitz in den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder vor dem 
25. Juni 1948 nach Berlin (West) 
verlegt haben, 

b) von anderen Unternehmen, die 
ihren Sitz in den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder nach Berlin 
(West) verlegt haben und auf 
deren Emissionen § 1 des Gesetzes 
zur Bereinigung des Wertpapier- 
wesens (Wertpapierbereinigungs- 
gesetz) vom 19. August 1949 
(WiGBl. 1949 S. 295) — in Berlin 
(West) § 1 des Gesetzes zur Be- 
reinigung des Wertpapierwesens 
( W ertpapierbereinigungsgesetz) 
vom 26. September 1949 (Verord- 
nungsblatt für Großberlin Teil I 
S. 346) — anzuwenden ist. 

Die Steuerfreiheit gilt nicht für Zinsen 
aus Industrieobligationen, die nach 
dem 20. Juni 1948 — in Berlin (West) 
nach dem 24. Juni 1948 — ausge- 
geben worden sind und nicht für 
Zinsen aus Wandelanleihen und Ge- 
winnobligationen. Sie gilt jedoch für 
Zinsen aus vor dem 1. Januar 1952 
ausgegebenen Industrieobligationen 
(ausschließlich Wandelanleihen und 
Gewinnobligationen), soweit und nach- 
dem der Zinssatz auf 5,5 vom Hundert 
ermäßigt worden ist; 

4. Zinsen aus nach dem 31. März 1952 
— in Berlin (West) nach dem 26. Juni 
1952 — im Geltungsbereich des 

Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
ausgegebenen festverzinslichen Wert- 
papieren, wenn der Verwendungs- 
zweck des Erlöses nach Anhörung des 
Ausschusses für Kapitalverkehr (§ 6 
des Gesetzes über den Kapitalverkehr 
vom 2. September 1949 — WiGBl. 
1949 S. 305 — ) durch Rechtsverord- 
nung als besonders förderungswürdig 
anerkannt worden ist. Eine Anerken- 
nung darf nur erfolgen, wenn eine 
Ausgabe für den vorgesehenen Ver- 
wendungszweck zu den üblichen Be- 
dingungen am Kapitalmarkt nicht 
möglich ist und wenn der Kapitalver- 
kehrsausschuß festgestellt hat, daß 
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Entwurf 


2. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

a) In Ziffer 1 wird das Semikolon hinter 
dem Wort „haben" durch einen Punkt 
ersetzt und der folgende Satz angefügt: 

„Dazu gehören nicht die Zinsen aus 
Wandelanleihen und Gewinnobli- 
gationen;“. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

durch die Ausgabe das Kurs- und Zins- 
gefüge am Kapitalmarkt nicht gestört 
wird. 

§ 3b 

Steuerbefreiung bestimmter Gewinn- 
anteile 

Steuerfrei sind Gewinnanteile und 
sonstige Bezüge aus Anteilen an Woh- 
nungsunternehmen, solange diese nach 
dem Gesetz über die Gemeinnützig- 
keit im Wohnungswesen vom 29. Fe- 
bruar 1940 (Reidisgesetzbl. I S. 438) 
und der dieses Gesetz ergänzenden 
Vorschriften als gemeinnützig aner- 
kannt sind.“ 

la. § 10 c wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden hinter den Worten 
„§ 17 Ziff. 2“ die Worte „und 3“ ein- 
gefügt. 

b) Im Absatz 2 erhält der letzte Satz die 
folgende Fassung: 

„Der Antrag kann nachträglich inner- 
halb eines Monats nach Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Ergänzung des Ein- 
kommensteuergesetzes und des Kör- 
persdiaftsteuergesetzes vom 20. Mai 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 302) und, 
sofern er sich auf Wertpapiere bezieht, 
deren Erwerb nach § 17 Ziff. 3 der 
Einkommensteuer - Durchführungsver- 
ordnung 1949 als steuerbegünstigter 
Kapitalansammlungsvertrag anerkannt 
ist, innerhalb eines Monats nach In- 
krafttreten des Ersten Gesetzes zur 
Förderung des Kapitalmarkts vom 
.... 1952 (Bundesgesetzbl. IS....) 
gestellt werden, wenn der Steuer- 
pflichtige über das Wertpapier nach 
Ablauf der Festschreibungs- oder 
Sperrfrist nicht in einer den Fest- 
sdireibungsbedingungen widerspre- 
chenden Weise verfügt hat.“ 

2. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert und 

ergänzt: 

a) In Ziffer 1 wird das Semikolon hinter 
dem Wort „haben“ durch einen Punkt 
ersetzt und der folgende Satz angefügt: 

„Dazu gehören nicht Gewinnanteile 
und sonstige Bezüge im Sinn des § 3b 
und nicht die Zinsen aus Wandel- 


5 



Entwurf 


b) Die folgenden Ziffern 3 bis 6 werden 
angefügt: 

„ 3 , Zinsen aus den nach dem 20. Juni 
1948 und vor dem 1. April 1952 im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) ausgegebenen 
Industrieobligationen (einschließ- 
lich der Wandelanleihen und Ge- 
winnobligationen ); 


4. Zinsen aus nach dem 31. März 1952 
ausgegebenen festverzinslichen auf 
die Dauer von mindestens fünf Jah- 
ren nicht kündbar e n und nicht rück- 
zahlbar e n Schuldverschreibungen und 
Schatzanweisungen der Länder, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände, 
wenn die Zinsen nicht nach § 3a Ziff. 
4 steuerfrei sind; 


5. Zinsen aus anderen nach dem 31. 
März 1952 ausgegebenen festverzins- 
lichen Wertpapieren (einschließlich 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

anleihen und Gewinnobligationen, 
soweit sie unter Ziffer 3 oder Ziffer 5 
fallen;“. 

b) Die folgenden Ziffern 3 bis 6 werden 
angefügt: 

„3. Zinsen aus im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
nach dem 20. Juni 1948 — in Berlin 
(West) nach dem 24. Juni 1948 — 
und vor dem 1. April 1952 ausge- 
gebenen Industrieobligationen und vor 
dem 1. April 1952 ausgegebenen 
Wandelanleihen und Gewinnobliga- 
tionen. Die Vorschrift des § 3a Ziff. 3 
letzter Satz bleibt unberührt; 

4. Zinsen aus 

a) nach dem 31. März 1952 ausge- 
gegebenen Schatzanweisungen des 
Bundes mit einer Laufzeit unter 
drei Jahren, 

b) nach dem 31. März 1952 ausge- 
gegebenen festverzinslichen Schuld- 
verschreibungen und Schatzanwei- 
sungen der Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände, wenn die Zinsen 
nicht nach § 3a Ziff. 2 Buchstabe b 
oder Ziff. 4 steuerfrei sind, unter 
folgenden Voraussetzungen; 

aa) die Wertpapiere dürfen auf die 
Dauer von mindestens fünf Jah- 
ren nicht kündbar und nicht 
rückzahlbar sein, 

bb) nach den Anleihebedingungen 
darf die Laufzeit der Wert- 
papiere zu den bei der Ausgabe 
vorgesehenen Zinsbedingungen 
für die Dauer von fünf Jahren 
nicht geändert werden. 

Die in den Doppelbuchstaben aa 
und bb bezeichneten Voraussetzun- 
gen gelten nicht für mit mindestens 
8 vom Hundert verzinsliche mündel- 
sichere Schatzanweisungsanleihen 
der Länder, die vor dem 1. Juni 
1952 ausgegeben worden sind; 

5. Zinsen aus anderen nach dem 31. März 
1952 ausgegebenen festverzinslichen 
Wertpapieren (einschließlich der 
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Entwurf 

der Wandelanleihen und Gewinn- 
Obligationen) unter den folgenden 
Voraussetzungen: 

a) Die Wertpapiere müssen späte- 
stens innerhalb eines Jahres nach 
der Ausgabe zum Handel an einer 
Börse im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
zugelassen werden, 

b) nach den Anleihebedingungen darf 
die Laufzeit der Wertpapiere zu 
den bei der Ausgabe vorgesehenen 
Zinsbedingungen für die Dauer von 
mindestens fünf Jahren 
oder für eine durch 
Rechts Verordnung fest- 
zu setzend elängereDauer 
nicht a b geändert werden. 

Diese Vorschrift bezieht sich nicht 
auf Zinsen, die nach § 3 a steuerfrei 
sind. Die im Buchstaben a bezeich- 
nete Voraussetzung gilt nicht für 
festverzinsliche Wertpapiere, die nach 
§ 33 des Gesetzes über die Investi- 
tionshilfe der gewerblichen Wirt- 
schaft (IHG) vom 7. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 7) zum Börsen- 
handel nicht zugelassen sind; 

6. Zinsen aus sonstigen im Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes oder in Ber- 
lin (West) ausgegebenen festverzins- 
lichen Wertpapieren, die nicht nach 
§ 3 a steuerfrei sind.“ 

3. § 44 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Die folgenden Absätze 1 b i s 3 werden 

eingefügt: 

„(1) Die Kapitalertragsteuer be- 
trägt 

l.in den Fällen des § 43 Abs, 1 
Ziff. 1 und 2 25 vom Hundert, 

2. in den Fällen des § 43 Abs. 1 

Ziff. 3 u n d 5 30 vom Hundert, 

3. in den Fällen des § 43 Abs. 1 

Ziff. 6 5 0 vom Hundert 

der Kapitalerträge. 

(2) Nach Anhörung des 
Ausschusses für Kapital- 
yerkehr (§ 6 des Gesetzes 
über den K a p i t a 1 v e r k e h r 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Wandelanleihen und Gewinn Obliga- 
tionen) unter den folgenden Voraus- 
setzungen: 

a) Die Wertpapiere müssen spätestens 
innerhalb eines Jahres nach der Aus- 
gabe zum Handel an einer Börse im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) zugelassen 
werden, 

b) die Wertpapiere dürfen auf die 
Dauer von mindestens fünf Jahren 
nicht kündbar und nicht rückzahl- 
bar sein, 

c) nach den Anleihebedingungen darf 
die Laufzeit der Wertpapiere zu 
den bei der Ausgabe vorgesehenen 
Zinsbedingungen für die Dauer von 
fünf Jahren nicht geändert werden. 

Diese Vorschrift bezieht sich nicht auf 
Zinsen, die nach § 3 a steuerfrei sind. 
Die im Buchstaben a bezeichnete Vor- 
aussetzung gilt nicht für festverzins- 
liche Wertpapiere, die nach § 33 des 
Gesetzes über die Investitionshilfe der 
gewerblichen Wirtschaft (IHG) vom 
7. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 7) 
zum Börsenhandel nidit zueelassen 
sind; 

6. Zinsen aus sonstigen im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in 
Berlin (West) ausgegebenen festver- 
zinslichen Wertpapieren, die nicht 
nach § 3 a steuerfrei sind.“ 

3. § 44 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Die folgenden Absätze 1 und 2 werden 

eingefügt: 

„(1) Die Kapitalertragsteuer be- 
trägt 

1. in den Fällen des § 43 Abs. 1 

Ziff. 1 und 2 25 vom Hundert, 

2. in den Fällen des § 43 Abs. 1 

Ziff. 3 bis 5 30 vom Hundert, 

3. in den Fällen des § 43 Abs. 1 

Ziff. 6 60 vom Hundert 

der Kapitalerträge. 
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Entwurf 

vom 2. September 1949 — 
WiGBl. 1 94 9 S. 3 0 5 — ) 

kann durch Rechtsverord- 
nung 

der in Absatz 1 Ziff. 2 be- 
zeichnete Hundertsatz bis 
auf SOvomHundert erhöht 
werden, soweit es zur Auf- 
rech t e r h a 1 1 u n g eines in 
sich abgewogenen Zins- 
gefüges am Kapitalmarkt 
erforderlich ist; 

der in Absatzl Ziff. 3 be- 
zeichnete Hundertsatz bis 
auf 30vomHundertherab- 
gesetzt werden, wenn der 
VerwendungszweckdesEr- 
löses der Wertpapiere för- 
derungswürdig ist und das 
Zinsgefüge am Kapital- 
markt durch die Herabset- 
zung nicht gestört wird. 

( 3 ) Ist für die in § 43 Abs. 1 Ziff. 5 
bezeichneten Wertpapiere die Zulas- 
sung zum Handel an einer Börse im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) nach den bör- 
senrechtlichen Vorschriften oder durch 
Bedingungen oder Auflagen anläßlich 
der staatlichen Genehmigung zur Aus- 
gabe dieser Wertpapiere nicht ausge- 
schlossen und ist die Zulassung bean- 
tragt, so beträgt die Kapitalertrag- 
steuer für die Zeit bis zum Ablauf 
eines Jahres nach der Ausgabe in Ab- 
weichung von § 44 Abs. 1 Ziff. 3 auch 
dann nur 30 vom Hundert, wenn die 
Zulassung nicht innerhalb eines Jahres 
nach der Ausgabe erfolgt. ‘‘ 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 4. 
Im Satz 1 werden die Worte „mit 25 
vom Hundert der Kapitalerträge ‘‘ ge- 
strichen. 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden 
Absätze 5 u n d 6. 

4. Hinter § 46 wird die folgende Vorschrift 
eingefügt; 

„§ 46 a 

Besondere Behandlung von kapital- 
ertragsteuerpflichtigen Einkünften im 
Sinn des § 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 
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(2) Ist für die in § 43 Abs. 1 Ziff. 5 
bezeichneten Wertpapiere die Zulas- 
sung zum Handel an einer Börse im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) nadi den 
börsenrechtlichen Vorsdiriften oder 
durch Bedingungen oder Auflagen 
anläßlich der staatlichen Genehmigung 
zur Ausgabe dieser Wertpapiere nicht 
ausgeschlossen und ist die Zulassung 
beantragt, so beträgt die Kapital- 
ertragsteuer für die Zeit bis zum Ab- 
lauf eines Jahres nach der Ausgabe in 
Abweichung von § 44 Abs. 1 Ziff. 3 
auch dann nur 30 vom Hundert, wenn 
die Zulassung nicht innerhalb eines 
Jahres nach der Ausgabe erfolgt.“ 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 3. 
Im Satz 1 werden die Worte „mit 
25 vom Hundert der Kapitalerträge“ 
gestrichen. 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden 
Absätze 4 und 5. 

4. Hinter § 46 wird die folgende Vorschrift 
eingefügt: 

»§ 46 a 

Besondere Behandlung von kapital- 
ertragsteuerpflichtigen Einkünften im 
Sinn des § 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 
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Entwurf 

Die Einkommensteuer für die Ein- 
künfte aus Kapitalerträge n im Sinn 
des § 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 gilt durch den 
Steuerabzug vom Kapitalertrag als abgc- 
golteh, wenn die Haftung des Steuer- 
pflichtigen erloschen ist. Auf Antrag des 
Steuerpflichtigen ist von der Anwen- 
dung des Satzes 1 abzusehen und die 
Veranlagung der Einkünfte im Sinn des 
§ 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 zusammen ndt 
den übrigen Einkünften nach § 32 vor- 
zunehmen. Dem Antrag ist zu entspre- 
chen, auch wenn in Fallen des § 46 Abs. 
1 Ziff. 2 die Grenze von 600 Deutsche 
Mark nicht erreicht ist.“ 

5. In § 51 Abs, 1 Zii(?. 3 werden hinter den 
Worten „die in den §§ 3,“ die Worte „3a 
Ziff. 4,“ undhinter derZahl „42“ 
dieWorte „,43 Abs. 1 Ziff. 5,44 
Abs. 2 “ eingefügt. 
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Die Einkommensteuer für Kapital- 
erträge im Sinn des § 43 Abs. 1 Ziff. 3 
bis 6 gilt durch den Steuerabzug vom 
Kapitalertrag als abgegolten, wenn die 
Haftung des Steuerpflichtigen erloschen 
ist. Auf Antrag des Steuerpflichtigen ist 
von der Anwendung des Satzes 1 abzu- 
sehen und die Veranlagung der Ein- 
künfte im Sinn des § 43 Abs. 1 Ziff. 3 
bis 6 zusammen mit den übrigen Ein- 
künften nach § 32 vörzunehmen. Dem 
Antrag ist zu entsprechen, auch wenn in 
Fällen des § 46 Abs. 1 Ziff. 2 die Grenze 
von 600 Deutsche Mark nicht er- 
reicht Ist.“ 

5. In § 51 Abs. 1 Ziff. 3 werden hinter den 
Worten „die in den §§ 3,“ die Worte „3a 
Ziff. 4,“ eingefügt. 


Artikel 1 a 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung 
vom 23. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 305) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Der folgende Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Die Körperschaftsteuer ermäßigt 
sich bei unbeschränkt steuerpflichtigen 
Kapitalgesellschaften für die berücksich- 
tigungsfähigen Ausschüttungen auf 40 
vom Hundert des Einkommens. Berück- 
sichtigungsfähige Ausschüttungen sind 
die auf Grund eines Gewinnverteilungs- 
beschlusses vorgenommenen Gewinnaus- 
schüttungen für Wirtschaftsjahre, deren 
Ergebnisse bei der Veranlagung berück- 
sichtigt sind, soweit in diesem Betrag 
keine Gewinnanteile enthalten sind, die 
bei den Gesellschaftern nach § 9 außer 
Ansatz bleiben. Im Fall der Mindest- 
besteuerung ermäßigt sich die Körper- 
schaftsteuer für den Betrag der berück- 
sichtigungsfähigen Ausschüttungen auf 
40 vom Hundert des Einkommens. 
Weicht das Wirtschaftsjahr vom Ka- 
lenderjahr ab, so sind die berücksiditi- 
gungsfähigen Ausschüttungen in dem in 
§ 5 Abs. 2 Satz 2 bezeichneten Verhältnis 
auf die Veranlagungszeiträume aufzu- 
teilen.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und erhält den folgenden Zusatz; 


9 



Entwurf 


§ 2 

Die Vorschriften des § 1 sind erstmals auf 
Zinsen anzuwenden, die nach dem 31. De- 
zember 1952 fällig werden. 

§ 3 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Kapitalertragsteuer- 
Durchführungsverordnung vom 2. Juni 1949 
(WiGBl, 1949 S. 92) der sich aus diesem Ge- 
setz ergebenden Fassung des Einkommen- 
steuergesetzes anzupassen. 


(2) Die in § 5 1 Abs. 1 Ziff. 1 des 
Einkommensteuergesetzes in 
derFassung vom 17, Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 33) der 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

„Soweit die Körperschaftsteuer in den 
Fällen der Ziffern 2 und 4 60 vom 
Hundert des Einkommens beträgt, ist 
Absatz 2 mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß die berücksichtigungsfähigen Aus- 
schüttungen nur mit dem Teil anzu- 
setzen sind, der dem Verhältnis des mit 
60 vom Hundert zu versteuernden Ge- 
winns zum Gesamtgewinn entspricht/* 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 
und erhält die folgende Fassung: 

„(4) Die Körperschaftsteuer für Ein- 
künfte, die dem Steuerabzug unterliegen, 
ist durch den Steuerabzug abgegolten, 

a) wenn es sich um Kapitalerträge im 
Sinn des § 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 des 
Einkommensteuergesetzes handelt, 
oder 

b) wenn der Bezieher der Einkünfte nur 
beschränkt steuerpflichtig ist und die 
Einkünfte nicht in einem inländischen 
gewerblichen, land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betrieb angefallen sind." 

2. In § 20 wird der folgende Satz angefügt: 
„Dies gilt nicht für die Vorschrift des 
§ 46 a Sätze 2 und 3 des Einkommen- 
steuergesetzes." 

Artikel 2 
entfällt hier 

siehe Artikel 3 a Abs. 1 


Artikel 3 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates die Er- 
stattung der einbehaltenen Kapitalertrag- 
steuer an natürliche Personen, die im Inland 
weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt haben und an Körper- 
schaften, Personen Vereinigungen und Ver- 
mögensmassen, die im Inland weder ihre Ge- 
schäftsleitung noch ihren Sitz haben, durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Kapitalertragsteuer- 
Durchführungsverordnung vom 2. Juni 1949 
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Entwurf 

Bundesregierung erteilten Er- 
mächtigungen gelten zur Durch- 
führung dieses Gesetzes auch 
für den V e r a n 1 a g u n g s z e i t r a u m 
1 9 5 3. 

siehe § 2 


§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündigung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(WiGBl. 1949 S. 92) der sich aus diesem 
Gesetz ergebenden Fassung des Einkommen- 
steuergesetzes anzupassen. 


Artikel 3 a 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 1, 
2 bis 5 und des Artikels 1 a Ziff. 1 Buchst, c 
sind erstmals auf Zinsen, Gewinnanteile und 
sonstige Bezüge anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1952 fällig werden. 

(2) Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 1 a 
ist für den Veranlagungszeitraum 1952 anzu- 
wenden. 

(3) Die Vorschriften des Artikels 1 a Ziff. 1 
Buchst, a und b sind erstmals für den Veran- 
lagungszeitraum 1953 anzuwenden. 

Artikel 3 b 

Dieses Gesetz gilt gemäß §§ 12 und 14 des 
Gesetzes über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes (Drittes Über- 
leitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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